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Ausgangslage

• Egal ob sich der moderne Lobbyist mit Bezeichnungen wie 
„Politikberater“, „Public Affairs Manager“, „Government Relations 
Manager“ oder „Corporate Citizenship“ neu gewandet und damit 
zugleich ein gewandeltes Verständnis von politischer 
Interessensvertretung demonstrieren will: 

• In den Augen einer Mehrheit der veröffentlichten Meinung bleibt er 
Vertreter der Interessen seines Arbeitgebers und damit ein 
verdächtiger, wenn nicht gar gänzlich zwielichtiger Mensch: 

• „Lobbyisten sind Leute, die bestechen wollen; Politiker sind Leute, die 
sich bestechen lassen“ (Alan Rosenthal)

• Ausnahmen bilden nur Repräsentanten von NGOs, die zumindest 
vorgeblich allein für eine „gute Sache“ und nicht für individuelle 
Interessen streiten. Ob sich individuelle Interessen der Beteiligten aber 
völlig von den Sachlichen trennen lassen, ist fraglich. Denn, bei allen 
Unterschieden, „was ADAC, Gewerkschaften und Frauenverbände mit 
UmweltschützerInnen oder Eine-Welt-Läden eint, ist die Forderung 
nach der Förderung von NGOs. Mehr Geld, Informationen, Posten usw. 
wollen alle.“ (Nach: www.projektwerkstatt.de/topaktuell/UVU/ngo.pdf)

http://www.projektwerkstatt.de/topaktuell/UVU/ngo.pdf�


Ausgangslage

• Die Mehrheit der politischen Akteure erkennt zwar an: Lobbying ist der 
legitime Prozess der Beeinflussung öffentlicher Entscheidungsträger in 
Gesetzgebungsprozessen. Er ist eine Form der Wahrnehmung 
berechtigter Interessen außerhalb der Strukturen von Parteien und 
Parlamenten. 

• Doch auch aus Sicht vieler Politiker umfasst „Public Affairs“ auch 
zweifelhafte Formen der Beziehungen zum Staat. Dazu gehören die 
Ausübung von Druck, unlautere Parteispenden oder geheime Treffen 
im Hinterzimmer.

• Es überwiegt daher die Ansicht: Lobbying trägt zu besserer 
Gesetzgebung bei, muss aber unter Beobachtung, ggfs. unter 
öffentliche Aufsicht gestellt werden, um wenigstens das 
Informationsrecht der Bürger durchzusetzen.

• Spezielle Lobbying-Gesetze sind in dieser Ambivalenz oft Ausdruck 
symbolischer Gesetzgebung: Sie versprechen Transparenz, ändern 
aber wenig. Das liegt meist daran, dass Lobby-Gesetze auf falschen 
Prämissen fußen, die Interessenvertretung entweder bestraft oder 
unterschätzt.



Grundrecht auf Lobbying

• Lobbying steht als ein „Jedermannsrecht“ und Gegengewicht zur Macht 
des Parteienstaats im gesellschaftlichen Vor-Raum der Politik aber 
unter besonderem Schutz des Grundgesetzes als Teil der/des

– Meinungs- und Pressefreiheit (Art. 5 GG)
– Koalitions- und Vereinsfreiheit (Art. 9 GG)
– Petitionsrecht (Art. 17 GG)

• Der Gesetzgebungsprozess kennt daher das Verbändeprivileg (insb. §
47 GGO) einer Pflicht-Anhörung von Fachkreisen, Zentral- und 
Gesamtverbänden zu Gesetzentwürfen, sogar noch vor dem 
parlamentarischen Verfahren.

• Mit jedem öffentlichen Skandal werden jedoch Einschränkungen
dieser Rechte wahrscheinlicher. Daher besteht neben einer 
grundsätzlichen Motivation auch ein ganz praktisches Interesse der 
Branche, einen eigenen Beitrag zur Akzeptanz der eigenen Tätigkeit zu 
leisten, insbesondere eine „Ethik“ politischer Interessensvertretung zu 
entwickeln. 



Begriff der Ethik

• Die Ethik (altgriechisch ἠθική (ἐπιστήμη) ēthikē (epistēmē) „das 
sittliche (Verständnis)“, von ἦθος ēthos „Charakter, Sinnesart“ 
(dagegen ἔθος: Gewohnheit, Sitte, Brauch), vergleiche lateinisch 
mos) ist eines der großen Teilgebiete der Philosophie und befasst 
sich mit Moral, insbesondere hinsichtlich ihrer Begründbarkeit. 
Cicero übersetzte als erster êthikê in den seinerzeit neuen Begriff 
philosophia moralis, der seitdem in der lateinsprachlichen 
Philosophie verwandt wurde.

• Die Ethik – und die von ihr abgeleiteten Disziplinen (z. B. Rechts-, 
Staats- und Sozialphilosophie) – bezeichnet man auch als 
„praktische Philosophie“, da sie sich mit dem menschlichen 
Handeln befasst (im Gegensatz zur „theoretischen Philosophie“, zu 
der die Logik, die Erkenntnistheorie und die Metaphysik als 
klassische Disziplinen gezählt werden).

Quelle: Wikipedia



Kodifizierte Ethik

• Ethik findet ihren Ausdruck in staatlichen Normen, aber auch in anderen 
geschriebenen und ungeschriebenen Regeln, auf die man sich ohne staatlichen 
Zwang geeinigt hat. Ausdruck geschriebener Regeln sind Kodizes:  

• Moralkodizes regeln das zwischenmenschliche Verhalten. Sie müssen daher 
universal anwendbar sein. Der Code d’Athenes hat weltweiten 
Geltungsanspruch. Ihm liegen ›ethische Prinzipien‹ der Öffentlichkeitsarbeit 
zugrunde, angehängt an die Deklaration der Menschenrechte: Sie handeln von 
der Würde des Menschen und von der Achtung, die ihm daher 
entgegengebracht werden muss.

• Verhaltenskodizes, zum Beispiel der europäische Code de Lisbonne von 
1978 oder in den USA der Code of Professional Standards, befassen sich 
nicht mit der Würde des (Einzel-)Menschen, sondern enthalten spezifische 
Verhaltensnormen der Profession PR gegenüber Auftrag- und Arbeitgebern, 
gegenüber den Medien und dem eigenen Berufsstand. Solche 
Verhaltenskodizes sind wichtige Ergänzungen der Moralkodizes. Sie können, da 
sie den Gebräuchen und Sitten des jeweiligen Landes entsprechen, von Zeit zu 
Zeit neueren Entwicklungen angepasst, also geändert werden.



Code d'Athène

• auch Code d'Ethiques genannt, ist die Grundlage aller Moralkodizes 
aller nationalen und internationalen PR-Verbände mit Einzel- oder 
Verbandsmitgliedschaft. Autor war der Franzose Lucien Matrat. 

• Beschlossen wurde er am 11. Mai 1965 in Athen von der 
Generalversammlung des Centre Europeen des Relations Publiques
(CERP), im November 1989 in Confederation Europeenne des 
Relations Publiques umbenannt. CERP ist die Dachorganisation der 
europäischen nationalen PR-Berufsverbände. 

• Die Deutsche Public Relations Gesellschaft (DPRG) übernahm den 
Kodex am 31. August 1966. Eine überarbeitete Fassung wurde am 17. 
April 1968 von der International Public Relations Association (IPRA), 
eine auch von außereuropäischen Mitgliedern getragene internationale 
PR-Expertenorganisation mit Einzelmitgliedschaft, als "Internationale 
ethische Richtlinien für die Öffentlichkeitsarbeit" verabschiedet.

(Quelle: DRPR)



Code d'Athène



Code de Lisbonne

• Gilt als der Europäische Kodex für ein professionelles Verhalten in 
der (politischen) Öffentlichkeitsarbeit.

• Der Text wurde von der Confederation Europeenne des Relations 
Publiques (CERP) anlässlich einer Generalversammlung in Lissabon 
am 16. April 1978 angenommen. 

• Die Mitgliederversammlung der DPRG hat ihn am 14. März 1980 nur 
insoweit übernommen, als er mit den deutschen 
Mitgliedschaftsbedingungen übereinstimmte. Die in der französischen 
und englischen offiziellen Version in Artikel 19 artikulierte Pflicht zur 
Anzeige bei Verstößen und die Androhung von Sanktionen bei 
Nichtanzeige wurden unter Berufung auf das deutsche Recht nicht 
anerkannt. 

• Die Mitgliederversammlung der DPRG übernahm diesen Kodex erst am 
11. Mai 1991 und nur mit einer verkürzten Fassung des Artikels 19. 
Dabei entfiel allerdings auch die Präambel mit ihrer Aufforderung “to
observe the International Code of Public Relations Ethics known as the
Code of Athens, the text of which is annexed to the present Code, of
which it is deemed to form an integral part.



Code de Lisbonne



DRPR Richtlinie zur Kontaktpflege im 
politischen Raum

• Insbesondere in der Folge der „Hunzinger-Affäre“ 2002 gab es in Deutschland eine 
lebhafte Debatte, ob die geltenden Selbstregulierungsmechanismen und gesetzlichen 
Regelungen hinreicht sind.

• Nach Urteil des DRPR hat „Moritz Hunzinger […] dem Ansehen des Berufstandes 
PR erheblichen Schaden zugefügt. Er hat durch sein Handeln, insbesondere durch 
solche Geldzuwendungen, die Politiker in Konflikte mit ihren Ämtern gebracht haben, 
in der Öffentlichkeit den Eindruck erweckt, dies sei übliche PR-Praxis. Er hat durch 
seine anschließenden Äußerungen nicht dazu beigetragen, diesen Eindruck zu 
entkräften.“

• Der Rat bezog sich dabei auf Artikel 18 des Code de Lisbonne: "PR-Fachleute haben 
sich jeder Verhaltensweise zu enthalten, die dem Ansehen ihres Berufsstands 
schaden könnte."

• Der Rückgriff auf solch eine „schwammige“ Generalklausel ist problematisch. Auch 
daher wurde eine Präzisierung der Regeln für das Lobbying für nötig erachtet. Der 
Deutsche Rat für Public Relations hat schließlich am 12. Mai 2004 spezielle Regeln 
für die „Kontaktpflege im politischen Raum/ Lobbying“ aufgestellt, die von der 
Mitgliederversammlung der Deutschen Public Relations Gesellschaft am 22. Mai 
2004 begrüßt wurden.

• Getragen wird der Rat von den vier großen Branchenverbänden: Deutsche Public 
Relations Gesellschaft e.V. (DPRG), die Gesellschaft Public Relations Agenturen e.V. 
(GPRA), der Bundesverband deutscher Pressesprecher (BdP) und die Deutsche 
Gesellschaft für Politikberatung (de'ge'pol).



DRPR Richtlinie zur Kontaktpflege im 
politischen Raum



Verhaltenskodex de‘ge‘pol

• Ebenfalls im Jahr 2002 gründete sich die „Deutsche Gesellschaft für 
Politikberatung e.V.“ („de‘ge‘pol“) mit dem Ziel einer verstärkten 
Professionalisierung und der Entwicklung eines neuen (ethischen) 
Selbstverständnis von Politikberatung.

• Der Verband richtet sich vorrangig an PA-Agenturen und 
verabschiedete daher neben einem eigenen Verhaltenskodex auch 
einen Kriterienkatalog zum Qualitätsmanagement der recht 
konkrete Empfehlungen für Berater und ihre Kunden enthält.

• Zudem behält sich die de‘ge‘pol im Falle eines groben Verstoßes 
gegen die Vereinsgrundsätze den Ausschluss eines Mitgliedes vor, 
basierend auf den Entscheidungen des DRPR. 



Verhaltenskodex de‘ge‘pol



Verhaltenskodex de‘ge‘pol (Auszug)

Wahrhaftigkeit
Verpflichtung zur Wahrhaftigkeit gegenüber Auftraggebern, politischen Institutionen, den Medien und der Öffentlichkeit: 
de'ge'pol-Mitglieder arbeiten ausschließlich mit Informationen, die nach bestem Wissen und Gewissen der Wahrheit 
entsprechen. Sie achten auf Transparenz und vermeiden Irreführung durch Verwendung falscher Angaben. Bei der 
Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit geben sie den Namen ihres Auftraggebers bekannt, wenn sie für ihn tätig werden.
Diskretion
Verpflichtung zur Diskretion: Vertrauliche Informationen von aktuellen oder früheren Auftraggebern werden nur mit deren 
ausdrücklicher Zustimmung weitergegeben. Zudem tragen de'ge'pol-Mitglieder dafür Sorge, mögliche berufliche 
Interessenkonflikte im Sinne der gleichzeitigen Vertretung einander unmittelbar entgegenlaufender Interessen zu 
vermeiden. Bei möglichen Interessenkonflikten sind die Auftraggeber zu informieren.
Keine finanziellen Anreize
de'ge'pol-Mitglieder üben zur Kommunikation und Realisierung von Interessen keinen unlauteren oder ungesetzlichen 
Einfluss aus, insbesondere weder durch direkte oder indirekte finanzielle Anreize.
Keine Diskriminierung
de'ge'pol-Mitglieder verpflichten sich, in ihrer beruflichen Tätigkeit keine rassistische, sexistische, religiöse oder 
anderweitige Diskriminierung zuzulassen oder an ihr teilzunehmen.
Respekt
de'ge'pol-Mitglieder gehen mit Auftraggebern und Kollegen respektvoll um und verpflichten sich, deren berufliche und 
persönliche Reputation zu achten.
Klare Trennung
de'ge'pol-Mitglieder achten bei der Ausübung ihrer beruflichen Beratungs- und Vertretungstätigkeit auf die strikte Trennung 
zwischen ihrer beruflichen Tätigkeit einerseits und weiteren politischen Ämtern, Mandaten und Funktionen andererseits.
Keine Berufsschädigung
Jedes de'ge'pol-Mitglied vermeidet grundsätzlich Aktivitäten, die der Gemeinschaft der Politikberater, der Politikberatung 
an sich oder dem öffentlichen Ansehen der de'ge'pol schaden könnten.



Kriterienkatalog zum 
Qualitätsmanagement de‘ge‘pol



Korruption verhindern – Empfehlungen 
des BDI

• Insbesondere im Bereich der (öffentlichen) Beschaffung ist auch in Deutschland 
Korruption weiterhin ein relevantes Thema. 

• Transparency Deutschland (TI) definiert Korruption dabei „als Missbrauch von 
anvertrauter Macht zum privaten Nutzen oder Vorteil.“

• Deutschland belegte nach den Maßstäben der TI im Jahr 2010 mit einem 
Punktwert von 7,9 (2009: 8,0) im weltweiten Maßstab einen 15. Platz (2009: 14) 
und bleibt dabei recht stabil „korruptionsfrei“ - im Vergleich zu europäischen und 
vergleichbaren Industrieländern jedoch nur auf einem mittleren Platz hinter den 
europäischen Spitzenreitern Dänemark (9,3), Finnland (9,2) und Schweden 
(9,2).

• Im Bereich der Public Affairs wird dabei von der TI, aber auch vom Europarat, 
vor allem eine Verschärfung des Straftatbestands der 
Abgeordnetenbestechung (§ 108e StGB)  angemahnt. 

• In der normalen Arbeit der Public Affairs ist jedoch weniger die klassische 
Bestechung, sind aber schon „Gefälligkeiten“, Essen oder kleine 
Aufmerksamkeiten skandalisierbar. Eine konkrete Grenzlinie bieten hier auch 
die Empfehlungen des BDI aber nicht: „Geringe Zuwendungen und 
Gefälligkeiten müssen im Rahmen des Üblichen bleiben. Dies gilt insbesondere 
auch für Werbegeschenke und Dienstleistungen. Sie sollten wertmäßig so 
gestaltet sein, dass ihre Annahme vom Empfänger nicht verheimlicht werden 
muss und den Empfänger nicht in eine verpflichtende Abhängigkeit drängt.“



Korruption verhindern – Empfehlungen 
des BDI



DRPR-Richtlinie zu PR in digitalen Medien 
und Netzwerken



Die Grundanliegen der Texte

• „Jede Richtlinie beginnt mit einer Standortbestimmung in Form einer Präambel, und während sich solche Präambeln in der Regel mit
selbstverständlichen Sachverhalten des Gegenstands befassen, mit unangefochtenen Beschreibungen der jeweiligen Tätigkeiten und ihrer generellen 
Rechtfertigung, so hat der hier vorgelegte Text bei einer ersten öffentlichen Anhörung am 23. Oktober in Berlin lebhafte Diskussionen hervorgerufen: In 
der vorliegenden Fassung wird der Gegensatz zwischen den „dem Gemeinwohl verpflichteten Politikern und Beamten“ einerseits und den „partikularen 
Interessen“ der Organisationen andererseits scharf herausgearbeitet, für etliche PR-Experten allerdings zu scharf.

• Ihre Frage war recht grundsätzlich: Sind Abgeordnete wirklich dem Gemeinwohl verpflichtet und sind die Interessen der anderen tatsächlich nur 
partikular? Mit einem auf das Gemeinwohl abhebenden Amtseid sind Regierungsmitglieder und Beamte bewehrt. Kann aber der Recours auf das 
eigene Gewissen, den das Grundgesetz für die Abgeordneten vorsieht, als ausreichender Hinweis angesehen werden, dass sie dem Gemeinwohl 
verpflichtet sind?

• Bei der zweiten Frage, ob die Interessen der Lobbying betreibenden Organisationen per definitionem nur partikulare sind, denken wir unwillkürlich an 
den WWF, an Kinderschutzbünde und dergleichen gemeinnützige Vereinigungen. Aber auch die Vertreter der Wirtschaftslobby werden für ihre 
partikularen Vorstellungen gemeinwohlinduzierte Rechtfertigungen vorzuweisen haben: Muss Pharmaforschung nicht finanzierbar bleiben? Muss der 
Landwirtschaft nicht im allgemeinen Interesse geholfen werden? Wenn alle interessegeleitet sind – sowohl die Mehrzahl der bestimmten Organisationen 
verpflichteten MdBs wie die ihnen zuarbeitenden Lobbyisten - , so müsste wohl am Ende des ersten Absatzes der Präambel als Ergebnis des Lobbyings 
nicht von der Förderung der am Gemeinwohl orientierten Sachentscheidungen, sondern von deren Konstituierung durch Lobbying gesprochen werden.

• Neben diesen eher philosophischen Problemen birgt die Richtlinie auch ganz praktische Fragen, etwa, wie weit die eingeforderte Transparenz bei den 
Vertragsverhältnissen zwischen Politikern und Lobbyisten zu gehen habe. Klar ist nur, dass der Tatbestand eines solchen Verhältnisses offen zu legen 
ist, damit eventuelle Abhängigkeiten offenbar werden (§1.5). Darf aber sein Inhalt völlig „privat“ gehalten werden? Die Diskussion um die Offenlegung 
der Verträge mit Toll Collect zeigt die Kalamität: Private werden sich immer auf die Privatheit der Vereinbarungen berufen, auch wenn der Inhalt der 
Verabredungen das ganze Staatswesen und die gesamte Öffentlichkeit angehen.

• Vielleicht wird in dieser Frage ein allmähliches Umdenken der Privaten weiterführen. Die Richtlinie gibt hier die Richtung vor, nicht die Lösung.
• Die Transparenz ist die eine große moralische Herausforderung, Redlichkeit die andere: Keine Korruption, keine Intrigen, kein Geschwätz und keine 

Wichtigtuerei. Die letzten drei Anforderungen lassen sich allesamt auch durch ein transparenteres Verhalten erreichen, die Korruption indes bleibt ein 
zentrales Übel. Die Ratsrichtlinie befasst sich dabei nicht mit der generellen mentalen Korruption, die man zum Beispiel hinter jeder üppigen 
automobilen Pressepräsentation vermutet. (Diesen Komplex behandelt die Ratsrichtlinie über den Umgang mit Journalisten bei Geschenken, 
Einladungen und PR-Aufträgen).

• Sie hat auch nicht unbedingt den ganz großen Geldtransfer im Auge, der den BDI vor Jahren veranlasste, eine „Empfehlung für die gewerbliche 
Wirtschaft zur Bekämpfung der Korruption in Deutschland“ herauszugeben und den Transparency International heute so engagiert anprangert. Eher 
geht es um die recht persönlichen kleinen Handreichungen der Lobbyisten, die Gefälligkeiten wären, hätten sie nicht einen an Hunzinger erinnernden 
Maßstab des Schmierens im Sinn. Aber gerade hier ist der Wortlaut der BDI-Empfehlung zu Geschenken vorbildlich: „Sie sollten wertmäßig so gestaltet 
sein, dass ihre Annahme vom Empfänger nicht verheimlicht werden muss.“ (Siehe § 2.8 )“

• Zit. nach Horst Avenarius - Quelle:http://www.drpr-online.de/statische/itemshowone.php4?id=15



Ethik der PR oder Ethik als PR?

• Insbesondere Prof. Dr. Klaus Merten übt scharfe Kritik an den 
bestehenden Kodizes und Gremien: 

• „Eine PR-Ethik erfüllt nicht nur die Funktion der Normensetzung und 
Normenkontrolle für ethisches Verhalten, sondern auch eine zweite, 
ganz andere Funktion als Instrument der PR für PR. Die 
Versuchung, vor allem diese Funktion zu bedienen, ist groß und die 
Entwicklung der deutschen PR-Ethik ist, wie wir mittlerweile 
verbindlich wissen, schon bei ihrer Gründung exakt dieser 
Versuchung erlegen.“ (PR-Ethik: Eine Ethik mit Geburtsfehlern und 
Gebrechen?)

• Die verfügbaren Kodizes hält er allesamt für
– wenig praxistauglich,
– eher holzschnitzartig und Schwarz/Weiß gemalt,
– von geringer Wirksamkeit,
– behaftet mit problematischer Praxis der Ethik-Kommissionen. 



Mertens Kritik

• „1) Die formulierte Ethik wird zu sehr als PR-Instrument ausgelegt, 
so dass sie für praktische Probleme keine ausreichend handfeste 
Richtlinie abgibt. Im Extremfall: Defizite in der primären Funktion 
werden durch Stärkung der Sekundärfunktion kompensiert. Ein 
deutlicher Indikator dafür sind diffuse Formulierungen, deren  
attachierte Eleganz oder positive Färbung dann hilft, Defizite oder 
gar Widersprüche zu kaschieren. 

• 2) Defizite oder Widersprüche verhindern, dass die Ethik in der 
Praxis umfassend wirksam werden kann. Die Differenz zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit nimmt zu, die Wirksamkeit der Ethik 
nimmt ab.

• 3)  Folglich wird eine Verschärfung der Ethik von den zuständigen 
Gremien  vorgenommen, die unglücklicherweise jedoch den 
Abstand zwischen ethischer Forderung und praktischem Handeln 
weiter vergrößert und damit nicht deren Wirksamkeit, sondern deren 
Unwirksamkeit steigert.“



Gesetzliche Grenzen

• Vermag vielleicht die kodifizierte Ethik auch nicht alle Lücken in der 
Praxis zu schließen und für alle relevanten Zweifelsfragen 
Handlungsanleitung geben, so sind es nicht die freiwillig verfassten 
Kodizes, die der PR und der politischen Interessensvertretung 
verlässliche Grenzen vorgeben würden. Es sind vielmehr die 
staatlichen Normen, strafbewehrte Gesetze und Regelungen.

• Zu unterscheiden ist dabei zwischen speziellen Regelungen, die 
z.B. das Lobbying unmittelbar betreffen und allgemeinen Gesetzen, 
die Public Affairs betreffen und damit bestimmte Aktivitäten 
beschränken.

• Spezielle gesetzliche Regeln gibt es dabei in Deutschland wenige, 
jedoch sind eine Reihe von allgemeinen Gesetzen in der 
praktischen Arbeit zu berücksichtigen. Insbesondere im Web 2.0 
verschwimmen die Grenzen dort sehr schnell.



Besondere rechtliche PA-Regeln 

Abbildung: M. Drozd



Lobby-Recht: Direkte Regulierung

• Spezielle Registerpflichten für Interessensvertreter wie in den USA, 
Polen oder in Brüssel z.B. mit Offenlegung der Etats und ihrer Kontakte 
werden immer wieder diskutiert, existieren in Deutschland aber nicht.

• Mit Blick auf die im Grundgesetz geschützte Freiheit der 
Berufsausübung (Art. 12 GG), dem Petitionsrecht (Art. 17 GG), der 
Freiheit des Mandats (Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG) und dem 
Zeugnisverweigerungsrecht des MdB (Art. 47 GG), dürfte einem 
verpflichtenden „Verhaltenskodex“ für das Lobbying auch 
verfassungsrechtlich kaum Chancen gegeben sein. 

• Ein spezielles Gesetz, eine Art „große Lösung“ zur Regulierung von 
Lobbying Aktivitäten, ist daher absehbar nicht zu erwarten. 
Interessensvertretung wird immer im rechtlichen und ethischen 
Graubereich bleiben, so wie durch Politik erst Recht entsteht und nicht 
durch Recht Politik vorgegeben sein kann. 

• Verschärfte Regelungen z.B. für Zutrittsberechtigungen
(Hausausweise) zu den Gebäuden des Bundestages sind möglich, 
lösen jedoch keines der vorgeblichen oder tatsächlichen politischen 
Probleme, sondern verursachen vor allem nur höheren administrativen 
Aufwand. 



Indirekte Regulierung

• Parteiengesetz: Spenden von Unternehmen und Verbänden sind möglich; 
keine Obergrenze, aber kein Steuerabzug; Transparenzpflichten ab € 10.000

• Strafrecht: Bestechung, Bestechlichkeit
• Beamtenrecht: Geschenke Verbote/ Beschränkungen, Reisen, Bewirtung, 

Vergünstigungen – Vorschriften sind strenger geworden, selbst 
Werbegeschenke wie Kalender sind tabu. Wird aber als überzogen in der Praxis 
nicht gelebt, wenn nicht als Teil spezieller Regelungen (z.B. § 78 Abs. 4 GemO 
BW).

• Abgeordnetenrecht: insbesondere Anlage 1 der Geschäftsordnung des 
Bundestages; Gesetz über Rechtsverhältnisse der Abgeordneten: 
Auskunftspflicht gegenüber Bundestagspräsident über berufliche Tätigkeiten, 
Nebentätigkeiten, Mitgliedschaften in Gremien, Ehrenämter, 
Spendeneinnahmen und geldwerte Zuwendungen, Gastgeschenke etc. 
Nebeneinkünfte werden pauschalisiert veröffentlicht.

• Informationsfreiheitsgesetz (IFG):Gewährt Bürgern grundsätzlich freien 
Zugang zu allen in öffentlichen Verwaltungen zugänglichen Informationen. 
Abschied vom Amtsgeheimnis, Kulturwandel zu: „Alles ist grundsätzlich 
öffentlich, was nicht eindeutig geheim ist“.

• Fünfjährige „Cooling-Phase“ nach dem Ausscheiden als Karenzzeit für Beamte, 
Mitglieder der Bundeswehr und Richter (§ 20a Soldatengesetz).



Sponsoringregeln § 78 IV GemO BW

• „Die Gemeinde darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 Abs. 2 [freiwillige 
Aufgaben] Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen einwerben und 
annehmen oder an Dritte vermitteln, die sich an der Erfüllung von Aufgaben 
nach § 1 Abs. 2 beteiligen. Die Einwerbung und die Entgegennahme des 
Angebots einer Zuwendung obliegen ausschließlich dem Bürgermeister sowie 
den Beigeordneten. Über die Annahme oder Vermittlung entscheidet der 
Gemeinderat. Die Gemeinde erstellt jährlich einen Bericht, in welchem die 
Geber, die Zuwendungen und die Zuwendungszwecke anzugeben sind, und 
übersendet ihn der Rechtsaufsichtsbehörde.“

• Inhaltlich geht es bei der Abgrenzung zur strafbaren Vorteilsannahme (§ 331 
StGB) bzw. Vorteilsgewährung (§ 333 StGB) und zu anderen Straftatbeständen 
(Untreue, Betrug, Steuerstrafrecht) häufig um die sog. Unrechtsvereinbarung. 
Eine Strafbarkeit des Bürgermeisters kommt aber nur in Betracht, wenn dessen 
Spendenwerben die Qualität eines „Forderns“ im Sinne von § 331 StGB erreicht 
oder wenn es sich um persönliche Zuwendungen handelt. 

• Durch die Annahmeentscheidung des Gemeinderats wird der Amtsträger 
grundsätzlich entlastet.

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/1zo/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-GemOBWpP1&doc.part=S&doc.price=0.0�
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/1zo/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-GemOBWpP1&doc.part=S&doc.price=0.0�


§108e StGB - Abgeordnetenbestechung

• (1) Wer es unternimmt, für eine Wahl oder Abstimmung im 
Europäischen Parlament oder in einer Volksvertretung des Bundes, 
der Länder, Gemeinden oder Gemeindeverbände eine Stimme zu 
kaufen oder zu verkaufen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft.

• (2) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten 
wegen einer Straftat nach Absatz 1 kann das Gericht die Fähigkeit, 
Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, und das Recht, in 
öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, 
aberkennen.



Kritik am bestehenden §108e StGB

„Er umfasst nicht das mittelbare Fordern oder Annehmen, kennt keine 
Bestrafung der Bestechung zugunsten Dritter, etwa Angehöriger oder 
einer Organisation und erfasst nur Abstimmungen im Parlament und 
seinen Ausschüssen. Da nach der Arbeitsweise des Parlaments aber 
die Würfel für Abstimmungen nicht erst im Plenum, sondern bereits in 
den Fraktionen bzw. in Verhandlungen zwischen den Fraktionen fallen, 
diese aber keine Abstimmung in einer Volksvertretung darstellen, 
bedeutet dies, dass dort, wo die eigentliche Meinungsbildung 
erfolgt, wo also der parlamentarische Prozess am ehesten 
korruptionsanfällig ist, das Strafrecht nicht greift. Auch die Weitergabe 
von Insiderinformationen an Außenstehende kann nicht erfasst 
werden. Das gesamte Verhalten außerhalb der Volksvertretung, 
auch wenn es in Ausübung des Mandats erfolgt, ist nicht 
strafrechtsrelevant.” (http://108e.de/volltext Zitat nach: Anne van 
Aaken)

http://108e.de/volltext�


Allgemeine Regeln

• In der Praxis von hoher Relevanz sind Regelungen, die die 
Zulässigkeit konkreter Maßnahmen der PA bestimmt.

• Zu den für PA relevantesten allgemeinen Gesetzen zählen
1. das Äußerungsrecht und die Pressegesetze
2. das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb und 
3. das Wertpapierhandelsgesetz

• Während hier ein Risiko der Grenzverletzung nach kalkulierbar sein 
mag, ist eine Risikoabwägung im Bereich möglicherweise strafbarer 
Handlungen schon grundsätzlich nicht möglich.

• Denn wenn sich ein Risiko realisiert, besteht in der Regel eine 
strafrechtliche Haftung sowohl des konkret Handelnden, aber auch der 
Geschäftsleitung eines Unternehmens wegen Untreue. Auch wenn die 
konkrete Handlung dem Unternehmen wirtschaftlich genutzt haben 
mag, kann sie als Untreue strafbar sein!

• Gerade im Internet und dem Web 2.0 sind die bestehenden rechtlichen 
Grenzen oftmals sehr schnell überschritten. 



Internet und Web 2.0

• Gerade die sozialen Medien im Internet bieten fantastische neue 
Möglichkeiten für PA-Aktionen, mit dem Ziel Politik und Bevölkerung 
zu

– informieren,
– involvieren und schließlich zu 
– mobilisieren.

• Wenn nicht lediglich mit einer einzelnen, individuell bekannten 
Person via Internet kommuniziert wird oder ein namentlich 
persönlich bekannter Benutzerkreis adressiert wird, ist jedoch zu 
beachten, dass jeder Äußerung im Internet ein massenmediales
Potential und eine entsprechende Wirkung zukommt.



Sorgfaltspflichten bei Onlinepublikationen

• Auch für Telemedien gilt gem. § 54 RStV: Jede Webseite oder jedes sonstige 
Telemedium mit journalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten, in denen 
insbesondere vollständig oder teilweise Inhalte periodischer Druckerzeugnisse 
in Text oder Bild wiedergegeben werden, muss den "anerkannten 
journalistischen Grundsätzen" entsprechen.

• Informationen, die online veröffentlicht werden, müssen vom Anbieter auf Inhalt, 
Herkunft und ihren Wahrheitsgehalt überprüft werden

• Schleichwerbung ist verboten
• Inhalt einer Reportage und der dazugehörige Kommentar sind zu trennen
• Meinungsumfragen müssen bei repräsentativem Sinn als solche deklariert 

werden
• Es besteht eine Impressumspflicht (§ 5 TMG, § 55 RStV)
• Gem. § 56 RStV kann gegenüber demjenigen der unwahre und ehrenrührige 

Tatsachen behauptet bzw. andere öffentlich mit beleidigenden Werturteilen 
belegt entsprechend den allgemeinen Grundsätzen ein Richtigstellungs- und  
Gegendarstellungsanspruch verlangt werden.

• Das kann auch für Publikationen im Intranet gelten!



Spannungsverhältnis: Persönlichkeits-
rechte und Meinungsfreiheit

• Art. 2 I, Art. 1 I GG schützt das allg. Persönlichkeitsrecht, v.a.:
– Recht auf informationelle Selbstbestimmung
– Recht am eigenen Wort und am eigenen Bild
– Schutz der persönlichen Ehre

• Rahmencharakter: neben der Herausbildung von Fallgruppen bedarf es 
immer einer Güterabwägung im Einzelfall

• Schranken: verfassungsmäßige Ordnung einschließlich der Rechte 
anderer

• Art 5 I GG schützt die Meinungsfreiheit, die Pressefreiheit, die Freiheit 
der Rundfunkberichterstattung sowie die Freiheit der 
Filmberichterstattung

• Schranken: allgemeine Gesetze, Gesetze zum Schutz der Jugend, 
Recht der persönlichen Ehre

• Herausragende Bedeutung als „eines der vornehmsten Grundrechte 
überhaupt“ als Grundlage für den Kampf der Meinungen als 
Lebenselement eines freiheitlichen Staates – BVerfGE 7, 198, 108 f.

• Presserecht soll Spannungsverhältnis in Einklang bringen



Persönlichkeitsrechte von 
Unternehmen

• Auch Unternehmen genießen den Schutz des § 186 StGB (üble 
Nachrede) und den Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts

• Bei jur. Personen stützt sich das Persönlichkeitsrecht auf Art. 2 I GG 
(nicht auf Art. 1 I GG) i.V.m. Art. 19 Abs. 3 GG

• Der Umfang des Persönlichkeitsschutzes wird begrenzt und 
bestimmt durch

– das Wesen der juristischen Person als Zweckschöpfung des Rechts
– die der juristischen Person zugewiesenen Funktionen
– die soziale Wertgeltung der juristischen Person (z.B. als Arbeitgeber oder 

Wirtschaftsunternehmen)
– geringerer Schutz gegen Ausspähung als im privaten Bereich, juristische 

Personen haben keine Privat- und Intimsphäre: Aber, auch juristischen Personen 
steht das Recht am eigenen Wort und am eigenen Bild zu (Schutz vor 
Ausspionierung)



Persönlichkeitsrechte von 
Unternehmen

Beispiele:
• Die wirtschaftliche Betätigungsfreiheit eines Unternehmens wird durch 

Ausspähung, wie etwa heimliche Filmaufnahmen, beeinträchtigt (OLG 
Hamm, Urteil vom 21.07.2004, 3 U 116/04)

• Das allgemeine Persönlichkeitsrecht eines Unternehmens ist verletzt, 
wenn ein Wissenschaftler, der für Wissenschaftsprüfer und 
Steuerberater Fortbildungsseminare durchführt, Ablichtungen eines im 
Bundesanzeiger veröffentlichten Jahresabschlusses, der die finanzielle 
Situation dieses Unternehmens offenbart, an Banken und 
Seminarteilnehmer weitergibt, ohne den Namen und die Adresse des 
Unternehmens unkenntlich zu machen.

Juristische Personen des öffentlichen Rechts:
• Sind durch die §§ 185 ff StGB geschützt
• Genießen keinen Persönlichkeitsschutz, da sie in Wahrnehmung ihrer 

öffentlichen Aufgabe keine Grundrechtsträger sind



Besonderheit: Indemnität

• Indemnität verleiht Abgeordneten das Recht auf freie Rede im 
Parlament und schützt sie vor dienstlicher oder gerichtlicher 
Verfolgung wegen Äußerungen im Plenum oder im Ausschuss  

• Auch dürfen sie nicht wegen ihres Abstimmungsverhaltens verfolgt 
werden 

• Ausgenommen von diesem Schutz sind verleumderische 
Beleidigungen und Äußerungen außerhalb des parlamentarischen 
Bereichs 

• Die Indemnität als Recht eines einzelnen Abgeordneten kann im 
Gegensatz zum Recht vor Strafverfolgung (Immunität) nicht vom 
Parlament aufgehoben werden



INFORMIEREN

• Das Internet ermöglicht besonders schnelle Informationen mit 
enormem Reichweitenpotential

• Nicht immer ist jedem das in dem Moment so bewusst, in dem er die 
Nachricht verbreitet. Insbesondere mobile Endgeräte laden zu 
schneller Kommunikation ein

• Zugleich überwindet die Nutzung mobiler Systeme auch die 
räumlichen Schranken von Sitzungssälen und eröffnet die 
Möglichkeit, in laufende parlamentarische Prozesse hinein und 
hinaus zu informieren und zu kommunizieren. 



Twitter: Schneller als der Präsident 
erlaubt



Informationsverbote

§ 32 BWahlG Unzulässige Wahlpropaganda und 
Unterschriftensammlung, unzulässige Veröffentlichung von 
Wählerbefragungen

(1) Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich 
der Wahlraum befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang zu dem 
Gebäude jede Beeinflussung der Wähler durch Wort, Ton, Schrift 
oder Bild sowie jede Unterschriftensammlung verboten.
(2) Die Veröffentlichung von Ergebnissen von Wählerbefragungen 
nach der Stimmabgabe über den Inhalt der Wahlentscheidung ist 
vor Ablauf der Wahlzeit unzulässig.



Kommunikationsbeschränkungen

• Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG)
• §112 Verletzung der Hausordnung eines Gesetzgebungsorgans

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen Anordnungen verstößt, die ein Gesetzgebungsorgan des Bundes 
oder eines Landes oder sein Präsident über das Betreten des Gebäudes des Gesetzgebungsorgans 
oder des dazugehörigen Grundstücks oder über das Verweilen oder die Sicherheit und Ordnung im 
Gebäude oder auf dem Grundstück allgemein oder im Einzelfall erlassen hat.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet werden.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten bei Anordnungen eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder seines 
Präsidenten weder für die Mitglieder des Bundestages noch für die Mitglieder des Bundesrates und der 
Bundesregierung sowie deren Beauftragte, bei Anordnungen eines Gesetzgebungsorgans eines Landes 
oder seines Präsidenten weder für die Mitglieder der Gesetzgebungsorgane dieses Landes noch für die 
Mitglieder der Landesregierung und deren Beauftragte.„

• § 106b Störung der Tätigkeit eines Gesetzgebungsorgans
(1) Wer gegen Anordnungen verstößt, die ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes oder 
sein Präsident über die Sicherheit und Ordnung im Gebäude des Gesetzgebungsorgans oder auf dem 
dazugehörenden Grundstück allgemein oder im Einzelfall erläßt, und dadurch die Tätigkeit des 
Gesetzgebungsorgans hindert oder stört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft.
(2) Die Strafvorschrift des Absatzes 1 gilt bei Anordnungen eines Gesetzgebungsorgans des Bundes 
oder seines Präsidenten weder für die Mitglieder des Bundestages noch für die Mitglieder des 
Bundesrates und der Bundesregierung sowie ihre Beauftragten, bei Anordnungen eines 
Gesetzgebungsorgans eines Landes oder seines Präsidenten weder für die Mitglieder der 
Gesetzgebungsorgane dieses Landes noch für die Mitglieder der Landesregierung und ihre 
Beauftragten."



INVOLVIEREN



Involvieren

• Das Internet lässt es zu, sich mit Unbekannten zu (spontanen) 
Aktionen zu verabreden, die hohe Aufmerksamkeit erzielen können.

• Flash- oder Smart Mobs sind jedoch als „Versammlung unter freiem 
Himmel“ zu interpretieren und fallen daher unter die Bestimmungen 
des Versammlungsgesetzes. Ein Smart Mob ist daher wie jede 
Versammlung unter freiem Himmel anzumelden. 

• Der Flashmob gilt auf öffentlichem Gelände als öffentliche 
Vergnügung; solche sind bei der Gemeinde anzuzeigen. Wird die 
Straße mehr genutzt, als der Gemeingebrauch es zulässt, liegt eine 
Sondernutzung vor. Werden Hindernisse bereitet, so sind die §§ 32 
und 33 StVO einschlägig.

• Aber auch andere Formen der (spontanen) Mitwirkung können ein 
Problem darstellen: 



Involvieren



MOBILISIEREN



In Deutschland: Rechtswidrig

• Vieles von dem, was als PA-Maßnahme heute möglich und sinnvoll 
wäre und in anderen Ländern üblich, ist jedoch in Deutschland nicht 
gestattet:

• Nach dem Datenschutzrecht dürften Daten, aus denen u. a. 
religiöse und weltanschauliche Überzeugungen, politische 
Meinungen, die Gesundheit oder das Sexualleben hervorgehen, nur 
dann verarbeitet werden, wenn eine besondere Rechtsvorschrift 
dies vorsieht oder der Betroffene einwilligt.

• Wähler müssen darauf vertrauen können, dass ihre 
Unterstützungsunterschriften für eine Partei nicht der Öffentlichkeit 
bekannt werden. Verstöße gegen das Wahlgeheimnis verletzen 
auch das Datenschutzrecht.



Twitter-Aufrufe: „Verwählt“



RZ-Online über den Flashmob



VIRALES MARKETING

• Ganz besonders in die 
Hose gehen können 
Aktionen des „viralen 
Marketings“, bei denen die 
Absendertransparenz 
bewusst verschleiert wird.

• Im Netz kann man damit 
nicht nur Ablehnung, 
sondern viel schlimmeren 
Spot generieren.  

• Beispiel: „Viraler“ Wahlspot
der FDP zur Hamburg-
Wahl:

• http://www.youtube.com/watch?v=x-UltJVPBHY
• http://video.google.de/videoplay?docid=53542671

3055786042

http://www.youtube.com/watch?v=x-UltJVPBHY�
http://video.google.de/videoplay?docid=535426713055786042�
http://video.google.de/videoplay?docid=535426713055786042�


Virale Anti-Kampagnen



Zulässige Zitate?

• § 51 UrhG kommt grundsätzlich auch im Falle von Ausschnitten aus 
Filmen zum Zwecke der Zitierung Anwendung (vgl. BGH, Urteil v. 
04.12.1986, I ZR 189/84).

• Es gilt folgende Voraussetzungen zu beachten:
– Das zitierte Werk muss veröffentlicht sein.
– Die öffentliche Wiedergabe darf nur zum Zweck des Zitates erfolgen. Es muss 

eine innere Verbindung zwischen eigenem und fremdem Werk bestehen und das 
zitierte Werk als Beleg oder Erörterungsgrundlage verwendet wird (vgl. zuletzt 
BGH, Urteil vom 20.12.2007, I ZR 42/05).

– Die Entlehnung eines Werkteils ist nur im Rahmen des durch den Zitatzweck
vorgegebenen Umfangs zulässig. Der bloße Belegcharakter muss erhalten 
bleiben.

– Die Entlehnung darf nur im Rahmen eines selbständigen Werks erfolgen.
– Der Filmausschnitt muss unverändert bleiben, vgl. § 62 UrhG.
– Bei der Vorführung des Filmausschnitts ist dieser mit einer der Verkehrssitte 

entsprechende Quellenangabe zu versehen. Dies umfasst insbesondere auch 
den Namen des Urhebers (§ 63 Abs. 2 UrhG).



Urheberstrafrecht

• § 106 UrhG Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche 
Wiedergabe urheberrechtlich geschützter Werke

• § 107  UrhG Unzulässiges Anbringen der Urheberbezeichnung
• § 108 UrhG  Unerlaubte Eingriffe in verwandte Schutzrechte
• § 108a UrhG  Gewerbsmäßige unerlaubte Verwertung
• § 108b UrhG Unerlaubte Eingriffe in technische Schutzmaßnahmen 

etc.



Freunde werben Freunde?

• Erfolgreiches virales Marketing erfordert eine Verbreitung der 
Nachricht in sozialen Netzwerken. Indirekter Spam? 

• KG Berlin, Beschl. v. 22.06.2004, 9 W 53/04: Eine politische Partei 
haftet als Mitstörerin auf Unterlassung, wenn sie Dritten auf ihrer 
Website ein anonymes Spamming über eine E-Card-Funktion 
ermöglicht.

• BGH, Urt. v. 06.07.06, I ZR 145/03: Laienwerbung an sich ist 
zunächst nicht als unzumutbare Belästigung im Sinne des UWG 
einzustufen. Sie ist erst dann unzumutbar, wenn Mittel 
berufsmäßiger Werber genutzt werden, wie z. B. der E-Mail-
Versand.



Die sieben "Sieben Goldenen Regeln" des 
zulässigen E-Mail-Marketing

1. Nur explizit selbst angeforderte Werbung
2. Anmeldung per E-Mail nur per „double opt-in“ oder wenigstens 

„confirmed opt-in“
3. Verwendung von Adressen nur zum angegebenen Zweck
4. Der Empfänger können sich selbst vom Verteiler streichen
5. Kündigungsmöglichkeit in jeder Mail
6. Keine Adressweitergabe ohne Zustimmung
7. Erläuterung des Umgangs mit personenbezogenen Daten



DAS INTERNET VERGISST NICHTS….

• …von allein!
• Abhängig von Zielrichtung geht es daher oftmals nichts mehr ohne 

anwaltliche Intervention:
– Erstmalige Verbreitung verhindern
– Erneute/ weitere Verbreitung verhindern
– Einfluss auf Debatte nehmen
– Das digitale Vergessen befördern
– (Anonyme) Verbreiter identifizieren
– Litigation-PR/ Reputation Management

• Auch eigene Public Affairs Maßnahmen können Ziel rechtlicher 
Auseinandersetzungen sein. 



Risiken anwaltlicher Intervention

Zum Teil zwingend nötig
• Gerichtlicher Streit, Ermittlungen, Haft
• Zum Teil (nur) sinnvolle Ergänzung
• Kenntnis der rechtlichen Bewertung von Vorgängen
• Äußerungen/ Handlungen „gerichtsfest“ für möglichen Konfliktfall 

machen
Zum Teil unvermeidlich
• Was kommt nach der (fruchtlosen) Beschwerde?
• Was passiert bei Kommunikationsverweigerung?
• Weitere Verbreitung = „wird schon stimmen, sonst wären die dagegen 

vorgegangen“
Zum Teil bewusst zu vermeiden
• Kritische Äußerungen, berechtigte Beschwerden: „Kanonen auf 

Spatzen“



Unterlassungsanspruch

Voraussetzungen:
• Verletzung eines geschützten Rechtsguts/ allgemeinen 

Persönlichkeitsrechts
• Wiederholungsgefahr: Eine Wiederholungsgefahr ist gegeben, wenn 

eine bestimmte Äußerung verbreitet wurde und der Betroffene deren 
Rechtswidrigkeit bereits behauptet hat – die erstmalige 
Veröffentlichung ist ausreichend, eine Wiederholungsgefahr wird 
dann vermutet und ist vom Verletzer zu widerlegen

• oder Erstbegehungsgefahr: Der Betroffene muss die Gefahr einer 
Rechtsverletzung substantiiert darlegen



Unterlassungsanspruch

Anspruchsberechtigung:
• Der Unterlassungsanspruch wegen Persönlichkeitsrechtsverletzungen ist ein 

höchstpersönlicher Anspruch und kann daher nur von dem unmittelbar 
Betroffenen selbst geltend gemacht werden, betroffen sein kann aber auch eine 
juristische Person, wenn eigene wirtschaftliche Interessen in Frage stehen

• Unterlassungsansprüche auch aus anderen Rechtsgründen möglich: z.B. 
Urheberrecht, Markenrecht, Vertragsrecht

Besonderheiten der gerichtlichen Durchsetzung:
• Möglich im normalen Klageverfahren oder im einstweiligen Verfügungsverfahren 

(häufiger)
• Abmahnung: Aufforderung, eine strafbewehrte Unterlassungserklärung 

abzugeben, die die Wiederholungsgefahr beseitigt – ist vor Klageerhebung 
unbedingt auszusprechen, um das Kostenrisiko einzuschränken

• Schutzschrift: Um zu verhindern, dass eine einstweilige Verfügung erlassen 
wird, ohne dass die Argumente des Verfügungsbeklagten vorgebracht werden 
können, wird bei jedem örtlich zuständigen Gericht eine Schutzschrift 
eingereicht

• „Fliegender Gerichtsstand“: Ort der unerlaubten Handlung ist jeder Ort, an dem 
eine Äußerung bestimmungsgemäß verbreitet wurde



Abwägung

• Abwägung zwischen Meinungsfreiheit und Persönlichkeitsschutzes 
anhand folgender Kriterien:

• Einhaltung der gebotenen Sorgfaltspflichten bei der Recherche
• Schwere des Eingriffs in das Persönlichkeitsrecht
• Je schwerwiegender der Eingriff in das Persönlichkeitsrecht wiegt, 

umso höhere Anforderungen sind an die Sorgfaltspflicht zu stellen.
• Die Meinungsfreiheit soll aber nicht durch zu hohe Anforderungen 

an die Wahrheitspflicht eingeschnürt werden, die dazu führen 
könnten, dass die Bereitschaft zum Gebrauch des Grundrechts 
herabgesetzt ist

• Die Sorgfaltspflichten werden verletzt, wenn der Äußernde sich 
selektiv auf für den Betroffenen nachteilige Anhaltspunkte stützt 
ohne darzustellen, was gegen die Richtigkeit seiner Behauptung 
spricht.



YouTube

• YouTube ist ein Dienst von Google Inc. und eine Videoplattform, auf 
die grundsätzlich jeder ohne vorherige Kontrolle Videos hochladen 
und verbreiten kann.

• Ohne diese technische Plattform könnte die Verbreitung nicht 
vorgenommen werden. Google Inc. Ist somit „Störer“.

• YouTube haftet wie ein Blog und ist nach den allgemeinen Regeln 
nach Kenntnis einer (offensichtlichen) Rechtsverletzung zur 
Löschung verpflichtet.

• Strittig ist zur Zeit, ob bereits das Drücken des Knopfes 
„Missbrauchen melden“ an Google diese Kenntnis vermittelt und 
Google dann unverzüglich löschen muss (so LG HH).



Google & Co.

• Suchmaschinenbetreiber können sich grundsätzlich nicht auf die 
Haftungsprivilegierungen des TMG berufen.

• Sie haften somit nach den allgemeinen Regeln (Störerhaftung) 
insoweit auch für die Verbreitung rechtswidriger fremder Inhalte: 
Löscht ein Suchmaschinen-Betreiber nach Erhalt der Kenntnis einer 
konkreten Rechtsverletzung umgehend den hierauf verweisenden 
konkreten Link, haftet er aber grds. weder als Täter, noch als Störer, 
weil er mit der Löschung geeignete Maßnahmen vornimmt, die 
geeignet sind, eine gleichartige Verletzung zu verhindern, mag es 
auch in der Folge zu weiteren (gleichartigen) Verletzungen kommen.

• Ein Suchmaschinenbetreiber haftet ebenfalls nicht für die 
automatisierte Zusammenfassung eines Suchergebnisses 
("Snippets"), wenn hierdurch die Persönlichkeitsrechte eines Dritten 
nur geringfügig verletzt werden (OLG Hamburg, U. v. 26.5.2011, Az. 
3 U 67/11)



Blogs & Foren?

• Betreiber für eigene Inhalte (+)
• Betreiber für fremde Inhalte: (+/-)
• Ab Kenntnis (+)
• Es besteht eine Haftung für fremde rechtswidrige Inhalte (z.B. unwahre 

Behauptungen über Personen/Firmen in Kommentaren oder 
hochgeladene urheberrechtlich geschützte Werke) ab „Kenntnis einer 
klaren und eindeutigen Rechtsverletzung“.

• Die Haftung wird durch die „Untätigkeit“ nach Kenntniserlangung 
begründet.

• Vor Kenntnis (-)
• Es sei denn: Störerhaftung (str.)
• Adäquat kausaler Beitrag zur Rechtsverletzung wird mit der Verletzung 

von Prüfpflichten begründet. Eine generelle Überwachungspflicht wurde 
damit begründet, dass der Blog-Betreiber die Nutzer dazu „provoziert“ 
hat rechtsverletzende Inhalten in das Forum einzustellen (Heise-Fall)



Streisand-Effect und Shitstorms



MANIPULIEREN



Persönlichkeitsrechte

• Recht auf informationelle Selbstbestimmung: Jede Person entscheidet 
selbst, ob und in welchen Grenzen persönliche Sachverhalte offenbart 
werden

• Recht auf Schutz des selbst definierten sozialen Geltungsanspruchs: 
Jede Person entscheidet selbst, ob und wie sie in der Öffentlichkeit 
dargestellt wird

• Recht auf Schutz des Lebens- und Charakterbildes: Jede Person hat 
das Recht, selbst zu entscheiden, ob und wie Dritte sie öffentlich 
darstellen dürfen; Schutz vor Äußerungen, die geeignet sind, sich 
abträglich auf das Bild des Betroffenen in der Öffentlichkeit 
auszuwirken

• Recht am eigenen Wort: Garantiert wird die Selbstbestimmung über die 
eigene Darstellung in der Kommunikation mit anderen

• Recht am eigenen Namen und am eigenen Bild: Schützt vor 
unbefugtem Gebrauch des Namens bzw. vor unbefugter Abbildung des 
Bildes einer Person



Achtung: Satire!

• Die Satire genießt als Kunstform (Art. 5 Abs. 3 GG) besondere 
Freiheiten. Sie steht jedoch nicht über dem Gesetz:

• Rechtliche Grenzen ergeben sich ebenfalls aus der Abwägung 
zwischen dem Persönlichkeitsrecht des satirisch Dargestellten auf der 
einen und der Kunst- oder Meinungsfreiheit auf der anderen Seite.

• Bundesverfassungsgericht: Satire oder eine ähnliche künstlerische 
Übersteigerung darf grundsätzlich nicht schon selbst als Kundgabe der 
Missachtung gewürdigt werden. Sie ist nicht wörtlich zu nehmen. 
Vielmehr ist bei der rechtlichen Prüfung zwischen dem Aussagekern, 
d.h. das wirklich Gemeinte und der sog. formellen Einkleidung zu 
unterscheiden. Der Aussagekern und seine Einkleidung sind daraufhin 
zu überprüfen, ob sie eine Kundgabe der Missachtung gegenüber der 
betroffenen Person enthalten.

• Werden unwahre Aussagen nicht als fiktive oder karrikaturhafte
Darstellung erkennbar, ist die Meinungsfreiheit nicht geschützt.

• Ferner überschreitet die Satire die Grenzen des Ehrenschutzes, wenn 
die gewählte Ausdrucksform offensichtlich nur den Zweck der 
Schmähung verfolgt oder die Menschenwürde des Betroffenen verletzt.



Achtung: Satire!

• Wenn bei einer Äußerung nicht die Auseinandersetzung mit der Sache, 
sondern die Herabsetzung der Person im Vordergrund steht 
(Meinungsfreiheit tritt regelmäßig hinter Persönlichkeitsrecht zurück)
oder

• die Meinungsäußerung bereits erwiesen falsche oder bewusst unwahre 
tatsächliche Elemente enthält (Abwägung erforderlich)

• Grenzziehung schwierig. Z.B. „Dummschwätzer“, „Rumpelstilzchen“ 
oder Charakterisierung von Franz Josef Strauß als „Zwangsdemokrat“:  
Eine Meinungsäußerung wird nicht schon wegen ihrer herabsetzenden 
Wirkung für Dritte zur Schmähung. Auch eine überzogene und selbst 
eine ausfällige Kritik macht für sich genommen eine Äußerung noch 
nicht zur Schmähung. Eine herabsetzende Äußerung nimmt vielmehr 
erst dann den Charakter der Schmähung an, wenn in ihr nicht mehr die 
Auseinandersetzung in der Sache, sondern die Diffamierung der 
Person im Vordergrund steht (BVerfGE NJW 1991, 95–97 = BVerfGE 
82, 272–285).



VERLEUMDEN



Verleumden

§ 4 UWG
• Unlauter handelt insbesondere, wer […]
• Nr. 7: die Kennzeichen, Waren, Dienstleistungen, Tätigkeiten oder 

persönlichen oder geschäftlichen Verhältnisse eines Mitbewerbers 
herabsetzt oder verunglimpft;



Straftaten

StGB § 185 Beleidigung
StGB § 186 Üble Nachrede
StGB § 187 Verleumdung
StGB § 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes
§ 201a StGB - Unerlaubte Bildaufnahmen

StGB § 11 Personen- und Sachbegriffe
(3) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, Datenspeicher, 
Abbildungen und andere Darstellungen in denjenigen
Vorschriften gleich, die auf diesen Absatz verweisen



Straftaten

• StGB § 86 Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger 
Organisationen

• StGB § 86a Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen

• StGB § 90a Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole
• StGB § 111 Öffentliche Aufforderung zu Straftaten
• StGB § 126 Störung des öffentlichen Friedens durch Androhung von 

Straftaten
• StGB § 130a Anleitung zu Straftaten
• StGB § 129 Bildung krimineller Vereinigungen
• StGB § 130 Volksverhetzung
• StGB § 131 Gewaltdarstellung
• StGB § 166 Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften 

und Weltanschauungsvereinigungen



Wikipedia

• Wikipedia-Artikel enthalten immer wieder falsche Angaben. Manche 
werden immer wieder eingetragen, da sie gängigen Vorurteilen 
entsprechen. Ein rein juristisches Vorgehen dagegen ist kompliziert 
und nur ausnahmsweise ratsam:

• Wikipedia gehört organisatorisch zur Wikimedia Foundation, Inc., 
eine gemeinnützige Stiftung mit Sitz in Florida, USA. Diese 
Organisation betreibt die meisten Wikipedia-Server (ist also „Host-
Provider“ der Wikipedia) und hält auch die Namensrechte. Auf die 
Stiftung ist rechtlich nur sehr schwer zuzugreifen: Alternativ wird 
daher immer wieder die deutsche Wikimedia e.V. als (Mit-) Störer in 
Anspruch genommen. Doch dieser ist weder Provider, noch Urheber 
der streitgegenständlichen Inhalte. Sie hilft nur beim Auffinden der 
Inhalte.



Wikipedia

• Wikipedia ist ein letztlich rechtsfreier Raum: Hier kann jeder Autor dritte 
Personen oder Organisationen diffamieren, Tatsachen verdrehen oder sogar 
Rufmord betreiben, ohne dass sich ein Betroffener dagegen wirksam zur Wehr 
setzen könnte.

• Da Wikimedia nicht verantwortlich ist, ist man nur bei der Stiftung in den USA an 
der “richtigen Adresse”, wenn man z.B. eine rufschädigende Äußerung auf 
formaljuristischen Weg löschen lassen möchte. Der Autor ist kaum greifbar, 
denn die Nutzer agieren bei Wikipedia im Regelfall anonym.

• Natürlich kann der Betroffene selbst versuchen, einen Eintrag bei Wikipedia zu 
verändern. Das bringt nur nicht viel, wenn die Änderung binnen weniger Minuten 
von einem anderen (anonymen) Nutzer wieder rückgängig gemacht wird.

• Die Durchsetzung von Persönlichkeitsrechten wird damit in der Praxis ein Stück 
weit „Verhandlungssache“

• Vgl.: Simon Möller, Wie wehrt man sich gegen 
Persönlichkeitsrechtsverletzungen auf Wikipedia? 
(http://www.telemedicus.info/article/1096-Wie-wehrt-man-sich-gegen-
Persoenlichkeitsverletzungen-auf-Wikipedia.html) 

http://www.telemedicus.info/article/1096-Wie-wehrt-man-sich-gegen-Persoenlichkeitsverletzungen-auf-Wikipedia.html�
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STÖREN

• Wenn während Sitzungen Parlamentarier mehr an den 
Informationen aus ihren iPhones oder iPads interessiert sind, als am 
Geschehen im geschlossenen Sitzungssaal, sind „virtuelle 
Ruhestörungen“ denkbar.

• Problematisch sind neben möglichen Falschmeldungen (Bsp: 
Twitter-Meldung an 04.07.2011 über den Tod Obamas) schon die 
Öffnung des eigentlich bewusst gewählten „geschlossenen Raums“ 
für parlamentarische Beratungen.

• Gegen „physische“ Störungen bestehen klare Regeln. 



Störung von Gesetzgebungsorganen

§ 112 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG)

„§ 112 Verletzung der Hausordnung eines Gesetzgebungsorgans

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen Anordnungen verstößt, die ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes 
oder sein Präsident über das Betreten des Gebäudes des Gesetzgebungsorgans oder des dazugehörigen Grundstücks oder 
über das Verweilen oder die Sicherheit und Ordnung im Gebäude oder auf dem Grundstück allgemein oder im Einzelfall 
erlassen hat.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet werden.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten bei Anordnungen eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder seines Präsidenten weder 
für die Mitglieder des Bundestages noch für die Mitglieder des Bundesrates und der Bundesregierung sowie deren 
Beauftragte, bei Anordnungen eines Gesetzgebungsorgans eines Landes oder seines Präsidenten weder für die Mitglieder 
der Gesetzgebungsorgane dieses Landes noch für die Mitglieder der Landesregierung und deren Beauftragte.“

§ 106b des Strafgesetzbuches (StGB)

„§ 106b Störung der Tätigkeit eines Gesetzgebungsorgans 

(1) Wer gegen Anordnungen verstößt, die ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes oder sein Präsident über 
die Sicherheit und Ordnung im Gebäude des Gesetzgebungsorgans oder auf dem dazugehörenden Grundstück allgemein 
oder im Einzelfall erlässt, und dadurch die Tätigkeit des Gesetzgebungsorgans hindert oder stört, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Die Strafvorschrift des Absatzes 1 gilt bei Anordnungen eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder seines 
Präsidenten weder für die Mitglieder des Bundestages noch für die Mitglieder des Bundesrates und der Bundesregierung 
sowie ihre Beauftragten, bei Anordnungen eines Gesetzgebungsorgans eines Landes oder seines Präsidenten weder für die 
Mitglieder der Gesetzgebungsorgane dieses Landes noch für die Mitglieder der Landesregierung und ihre Beauftragten.“



Protest = SPAM, Boykottaufruf = 
Straftat?

Artikel 17 GG garantiert jeder natürlichen oder juristischen Person das Recht, sich 
mit Bitten zur Gesetzgebung und Beschwerden an die zur Entscheidung 
befugten Stellen und Behörden zu wenden: an kommunale Ratsvertretungen, 
an die Volksvertretungen der Bundesländer, an den Deutschen Bundestag, an 
das Europäische Parlament und an internationale Einrichtungen (z.B. 
Europarat, Europäische Menschenrechtskommission). Daher ist bis zur Grenze 
der Belästigung jede E-Mail an den Staat und seine Organe zulässig, soweit 
nicht andere Gesetze verletzt sind.

Boykottaufrufe? Die öffentliche Aufforderung an die Allgemeinheit oder zumindest 
eine größere Personengruppe, mit bestimmten Unternehmen künftig keine 
Geschäfte mehr zu machen, stellt einen unzulässigen Eingriff in das Recht der 
Unternehmen dar, wenn und soweit ein solcher Aufruf nicht durch das 
Grundrecht der Meinungsfreiheit gedeckt ist. Gerechtfertigt kann er sein, wenn

– der Autor nicht aus eigensüchtigen Motiven handelt, sondern es ihm um Meinungsbildung 
geht,

– er sich auf die Überzeugungskraft von Argumenten beschränkt und den Angesprochenen die 
Möglichkeit lässt, ihre Entscheidung in voller innerer Freiheit zu treffen und

– der Einsatz des Mittels, zu dem aufgerufen wird, zur Zielerreichung gerechtfertigt ist.



Protest-SPAM

Protest-SPAM also grundsätzlich straflos, aber:
· Mittel eines gezielten Angriffs, Datenverlust durch Überlastung
· § 303a Abs. 1 StGB
· zusätzlich Störung fremder Betriebe, Unternehmen oder Behörden
· § 303b Abs. 1 Nr. 1 StGB

Boykott-Aufrufe dagegen können mindestens unzulässig sein, 
insbesondere wenn auch ein eigennütziger, wettbewerblicher 
Aspekt besteht.  



Hacker-Angriffe



Strafbarkeit von Hackerangriffen

• § 202a StGB Ausspähen von Daten: Es wurden sich 
unbefugt elektronische Daten verschafft, die nicht für 
den Täter bestimmt und die gegen unberechtigten Zugriff 
besonders gesichert waren.

• § 303a StGB Strafbare Datenveränderung: Durch die 
„Bearbeitung“ einer fremden Website wurden 
rechtswidrig Daten gelöscht und verändert.

• Soweit auch urheberrechtlich geschützte Daten kopiert 
werden: Verstoß gegen das Urheberstrafrecht denkbar.

• Durch die Erfüllung von Straftatbeständen besteht 
gleichzeitig ein zivilrechtlicher Anspruch auf 
Schadensersatz § 823 Abs. 2 BGB ein.



VERSTECKEN



Anonymität in der pol. Kommunikation?

§ 13 TMG
(6) Der Diensteanbieter hat die Nutzung von Telemedien und ihre 
Bezahlung anonym oder unter Pseudonym zu ermöglichen, soweit 
dies technisch möglich und zumutbar ist. Der Nutzer ist über diese 
Möglichkeit zu informieren.

§ 47a RStV
Datenschutzrechtliche Pflichten des Veranstalters
(1) Der Veranstalter hat dem Nutzer die Inanspruchnahme einzelner 
Angebote und ihre Bezahlung anonym oder unter Pseudonym zu 
ermöglichen, soweit dies technisch möglich und zumutbar ist. Der 
Nutzer ist über diese Möglichkeit zu informieren.



Letzter Kommentar zu DuMont



TÄUSCHEN

„Astroturfing“



Täuschen

StGB § 225a
• Mit dem Strafrechtsänderungsgesetz 2002 wurde der § 225a (Datenfälschung) 

in Kraft gesetzt. Diese Bestimmung ist eine Umsetzung der Cyber-Crime-
Konvention und orientiert sich am Delikt der Urkundenfälschung. 

• Strafbar ist nach § 225a die Herstellung falscher Daten und die Verfälschung 
richtiger Daten, wenn dies mit dem Vorsatz geschieht, dass die falschen oder 
verfälschten Daten im Rechtsverkehr gebraucht werden zum Beweis eines 
Rechts, eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werden 
sollen. Der Strafrahmen sieht eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr vor. 

• Als mögliche Ausführungshandlungen sind im Gesetz die Eingabe, 
Veränderung, Löschung oder Unterdrückung von Daten angeführt. 

• Die Fälschung von Daten (elektronischen Urkunden) bezieht sich vor allem auf 
eine Täuschung über die Person des Herstellers der betroffenen Daten. Nicht 
strafbar ist z.B. die Eingabe falscher Daten, wenn nicht versucht wird den 
Eindruck zu erzeugen, dass diese von einer anderen Person stammen. 
Ebenfalls nicht strafbar ist das Herstellen von anonymen 'elektronischen 
Urkunden'. Strittig ist - wie bei der Urkundenfälschung - ob die Verwendung von 
Phantasienamen strafrechtlich relevant ist. 

• Sehr wohl strafbar sind allerdings nachträgliche inhaltliche Änderungen an 
Daten die von Dritten stammen.



SPIONIEREN



Das iPhone-Dilemma

• Moderne Kommunikationsmittel erlauben „Unified Messaging“. Der 
Zugriff auf ein solches Gerät eröffnet dann jedoch in der Folge 
Zugriff auch auf eine Vielzahl von Daten unterschiedlichster 
Kommunikationsvorgänge, Kontakte und Inhalte. Insbesondere 
Problematisch:

• Art.47 GG (Zeugnisverweigerungerungsrecht der Abgeordneten)
• (1)Die Abgeordneten sind berechtigt, über Personen, die ihnen in 

ihrer Eigenschaft als Abgeordnete oder denen sie in dieser 
Eigenschaft Tatsachen anvertraut haben, sowie über diese 
Tatsachen selbst das Zeugnis zu verweigern. 

• (2)Soweit dieses Zeugnisverweigerungsrecht reicht, ist die 
Beschlagnahme von Schriftstücken unzulässig.



Staatsgeheimnisse

§ 93 StGB
Begriff des Staatsgeheimnisses.
(1) Staatsgeheimnisse sind Tatsachen, Gegenstände oder 

Erkenntnisse, die nur einem begrenzten Personenkreis zugänglich 
sind und vor einer fremden Macht geheim gehalten werden 
müssen, um die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland abzuwenden.

(2) Tatsachen, die gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung oder unter Geheimhaltung gegenüber den 
Vertragspartnern der Bundesrepublik Deutschland gegen 
zwischenstaatlich vereinbarte Rüstungsbeschränkungen 
verstoßen, sind keine Staatsgeheimnisse.



Wikileaks



Recht und Ethik der 
Public Affairs

Und die Moral von der Geschicht‘…
„Transparenz und Redlichkeit des 
Handelns. Keine Korruption, keine 
Intrigen, kein Geschwätz und keine 
Wichtigtuerei.“

frei nach Horst Avenarius



Quellen und Hinweise:

• Prof. Dr. Marco Althaus, http://www.marcoalthaus.de/
• Klaus Merten, Public Relations – die Lizenz zu Täuschen, 

http://www.pr-journal.de/images/stories/downloads/merten-
vortrag%20muenster%2019.6..pdf

• Klaus Merten/ Sonja Risse, Ethik der PR: Ethik oder PR für PR?, 
http://www.pr-
journal.de/images/stories/downloads/merten%20ethik.pr.09.03.2009.pdf

• Gemeindeprüfungsanstalt Baden-Württemberg, GPA-Mitteilung 
10/2010, 
http://www.gpabw.de/fileadmin/user_upload/pdf/GPA_Mitteilungen/201
0/mit102010.pdf

• Gunnar Bender, Torben Werner „Digital Public Affairs – Social Media 
für Unternehmen, Verbände und Politik“, Berlin 2010 

• Maciej Drozd, Lobbying-Regulierung im europäischen Vergleich, 
http://www.marcoalthaus.de/resources/Lobbying+Regulierung+im+euro
p$C3$A4ischen+Vergleich.pdf
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Fragen? Fragen!

Jan Mönikes

Schalast&Partner Rechtsanwälte
Dorotheenstr. 54
10117 Berlin
Tel.: 030/32538068
jan@moenikes.de
www.moenikes.de
@jmoenikes

mailto:jan@moenikes.de�
http://www.moenikes.de/�


Mehr Infos: www.moenikes.de
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